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beschleunigten Verfahrens gemäß § 13 a BauGB nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind. Bei der Geltendmachung ist der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, darzulegen.
Sinngemäß wird auf § 24 Abs. 6 Satz 4 Gemeindeordnung 
verwiesen, wonach Satzungen, die unter Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften zustande gekommen sind, ein 
Jahr nach der öffentlichen Bekanntmachung als von Anfang an 
gültig zustande gekommen gelten, wenn die Rechtsverletzung 
nicht innerhalb eines Jahres nach der öffentlichen Bekannt-
machung der Satzung unter Bezeichnung des Sachverhalts, 
der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist.
Kuhardt, den 19.12.2024
gez. Christian Schwab
Ortsbürgermeister

Amtliche Mitteilungen

Bürgersprechstunde des 

Ortsbürgermeisters und der 

Beigeordneten
Die Bürgersprechstunde von Herrn Ortsbürgermeister 
Christian Schwab sowie den Beigeordneten Wolfgang Rie-
der und Nadine Weber finden immer montags von 16.00 
Uhr bis 18.00 Uhr im Gemeindehaus statt. Gerne können 
Sie auch eine E-Mail senden.
Christian Schwab
c.schwab@kuhardt.de
0173-5433469
Wolfgang Rieder
w.rieder@kuhardt.de
0160-8634152
Nadine Weber
n.weber@kuhardt.de
0175-9316322

Aus dem Gemeinderat Kuhardt
Kommunales Crowdfunding 

eine Alternative?

Themen: Hebesatzsatzung für die Real-
steuern ab 2025, LEADER-Förderpro-
gramm-Informationen, Information zum 
Modellprojekt „Kommunales Crowd-
funding“ Wegen des Inkrafttretens der 
Grundsteuerreform ab 1. Januar 2025 

ist es notwendig, die Hebesätze für die Realsteuern in einer 
Hebesatzsatzung festzulegen. Die Rätinnen und Räte stimm-
ten dafür, die im Doppelhaushalt 2024/25 bereits festgelegten 
Sätze beizubehalten. Es bleibt daher bei der Grundsteuer für 
die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 
von 345 v. H., für die Grundstücke (Grundsteuer B) von 465 
v. H. und für die Gewerbesteuer von 380 v. H. Anschließend 

Bauleitplanung 

der Ortsgemeinde Kuhardt

Bebauungsplan „Kita Lilienstraße“
Hier: - Bekanntmachung Satzungsbeschluss und Inkraft-
treten
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Kuhardt hat in seiner Sit-
zung am 21.11.2024 den Bebauungsplan „Kita Lilienstraße“ 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Der Sat-
zungsbeschluss wird hiermit bekannt gemacht.
Mit dieser Bekanntmachung des Satzungsbeschlus-
ses gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) tritt der 
Bebauungsplan „Kita Lilienstraße“ in Kraft.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Kita Lilienstraße“ 
wird im Wesentlichen begrenzt:

• im Norden: durch die südlichen Grenzen des Fußwegs mit 
der Flurstücksnummer 1000/4,

• im Osten: durch die westliche Grenze der Ringstraße mit 
der Flurstücksnummer 1004/23,

• im Süden: durch die nördliche und westliche Grenze des 
Flurstücks 1000/6 sowie durch die nördlichen Grenzen der 
Flurstücke 1004/9 und 1004/11,

• im Westen: durch die östliche Grenze der Lilienstraße mit 
der Flurstücksnummer 1004/14.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst die Flur-
stücke 1000/5, 1000/7 und 1000/66 vollständig.
Der Geltungsbereich ist zudem im nachfolgenden Lageplan 
abgebildet:

 Geltungsbereich des Bebauungsplans „Kita Lilienstraße“
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan mit der 
Begründung ab sofort bei der Verbandsgemeindeverwaltung 
Rülzheim, Am Deutschordensplatz 1, Deutschordenshaus, 
während der der Dienststunden Mo – Fr 8:00-12:15 Uhr, Di 
von 14:00-16:30 Uhr und Do von 14:00-18:00 Uhr oder nach 
telefonischer Vereinbarung zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.
Der Bebauungsplan mit seiner Begründung ist zudem auf 
der Homepage der Verbandsgemeinde Rülzheim unter der 
Adresse www.Informationen-Bauen.vg-ruelzheim.de veröf-
fentlicht.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über 
die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der 
in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, 
deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu 
beantragen ist und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht inner-
halb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 und Abs. 2 
BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften sowie 
Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BauGB unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht wor-
den sind. Gleiches gilt, wenn Fehler bei der Anwendung des 


